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Le Conseil fédéral au Conseil d ’Etat de Bâle-Ville1

Copie
L Bern, 21. September 1938

Getreue, liebe Eidgenossen
Ihr Schreiben vom 8. September i. S .2 der beiden baselstädtischen Initiativ­

begehren betr. Verbot nationalsozialistischer oder faszistischer Organisationen 
ist uns zugekommen. Wir verhehlen Ihnen nicht, dass wir den Ton, in welchem 
dasselbe abgefasst ist, als verletzend empfunden haben. Was die in Ihrem 
Schreiben enthaltenen Vorwürfe und Proteste anbetrifft, so weisen wir sie als 
unangebracht und ungerecht zurück.

Wir hätten auf eine Äusserung zu Ihrem Schreiben verzichtet in der Erwä­
gung, damit einer sachlichen Behandlung der Frage dienen zu können. Nach­
dem Sie nun aber das fragliche Schreiben dem Grossen Rate Ihres Kantons zur 
Kenntnis gebracht haben und nachdem es vom Grossen Rat, ohne dass ein 
Gegenantrag aus seiner Mitte gestellt worden wäre, ausdrücklich gebilligt wor­
den ist, sehen wir uns gezwungen, auf Ihr Schreiben vom 8. September zurück­
zukommen.

Sie machen uns zum Vorwurf, dass wir nicht zuerst mündlich mit Ihnen Füh­
lung genommen und Sie über unsere bundesrechtlichen Bedenken orientiert 
haben. Dass wir solche Bedenken haben, dürfte Ihnen auf Grund von Presse­
mitteilungen nicht unbekannt geblieben sein. Eine mündliche Aussprache ist 
vom Vorsteher des eidg. Justizdepartements in Erwägung gezogen worden. 
Wir erfuhren aber, kurz nachdem das Departement in den Besitz des von ihm 
erbetenen Gutachtens gelangt war und während es seine Berichterstattung 
vorbereitete, dass die eine der beiden Initiativen schon auf die Traktandenliste 
einer auf den 1. September einberufenen Grossratssitzung Ihres Kantons 
gesetzt sei. Deshalb betrachteten wir es als geboten, Ihnen nun unsere Einwen­
dungen ohne Verzug bekannt zu geben. Eine vorhergehende Aussprache, die 
übrigens im Bundesrat noch gar nicht erörtert worden war, konnte nicht mehr 
in Frage kommen, vielmehr war es unsere Pflicht, Ihnen sofort unsern Stand­
punkt mit Begründung bekannt zu geben, und zwar bevor die Initiative in 
Ihrem Grossen Rat zur Behandlung kam. Auch unser Begutachter, Herr P ro ­
fessor Burkhardt, empfahl uns, möglichst bald unsern Einspruch zu erheben.

Sie beklagen sich ferner darüber, erst Kenntnis von dem Schreiben des 
Bundesrates vom 2. September erhalten zu haben, nachdem die Presse bereits 
dasselbe veröffentlicht habe. Dazu haben wir folgendes zu bemerken: Der 
Bundesrat hat den Inhalt des Schreibens an Sie in seiner Sitzung vom 2. Sep-

1. Cette lettre est signée: Im Namen des Bundesrates, der Bundespräsident, Baumann, der 
Bundeskanzler, G. Bovet.
2. Cf. N ° 375.
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tember festgesetzt. Das Schreiben ist mittags um 1 Uhr der Post übergeben 
worden. Die Bundeskanzlei hat die Weisung erhalten, die Presse nicht vor 
Samstag Morgen über den Inhalt des Schreibens zu orientieren. Wir folgten 
damit dem konstanten, auch dem Ausland gegenüber befolgten Grundsatz, 
solche Eingaben erst zu veröffentlichen, wenn sie in den Besitz des Adressaten 
gekommen sein dürften. Das ist auch hier geschehen. Warum unsere Eingabe 
nicht, wie wir annehmen mussten, schon am Abend des 2. September bei Ihrem 
Amte einging, ist uns nicht erklärlich. Sie ist aber ganz sicher am Morgen des 
3. September bei Ihnen eingetroffen, also zu einer Zeit, da eine Publikation in 
den Zeitungen noch nicht erfolgt sein konnte. Wir haben also nichts anderes als 
das übliche Verfahren angewendet.

Endlich bemerken wir, dass es auch für uns klar ist, dass die Behandlung 
kantonaler Gesetzesinitiativen eine Sache der kantonalen Grossen Räte und der 
Stimmberechtigten des Kantons ist. Nachdem aber der Bundesrat zur Überzeu­
gung gekommen war, dass ein Erlass dieser Gesetze einen Verstoss gegen die 
verfassungsmässige Ausscheidung der Kompetenzen zwischen Bund und Kan­
tonen bedeute, war es nicht bloss sein Recht, sondern auch seine Pflicht, 
sofort, und zwar noch vor der Behandlung in Ihrem Grossen Rat, Ihnen zu 
Händen des letztem hievon Kenntnis zu geben.

Wir benützen auch diesen Anlass, um Sie, getreue, liebe Eidgenossen, samt 
uns dem Machtschutze Gottes zu empfehlen.
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Le Ministre de Suisse à Berlin, H. Frölicher, 
au Chef de la Division des Af f  aires étrangères 

du Département politique, P. Bonna1

L  Berlin, 21. September 1938

In der Beilage beehre ich mich Ihnen Abschrift eines Berichts des General­
konsulats in München über die tschechoslowakische Frage zu übersenden2. 
Die Beobachtungen von Herrn Ritter bestätigen meine Beurteilung3.

Über die Verhältnisse bei der «Neuen Zürcher Zeitung» gibt man sich beim

1. En marge figure l ’inscription manuscrite indiquant que le document a été vu par Bonna et 
transmis à Feldscher: Feldscher, 23/9, Bo.
2. Reproduit en annexe.
3. Dans l ’accusé de réception du rapport de Munich, Frölicher explicitait ainsi son jugem ent: 
M an darf heute bestimmt annehmen, dass die Gefahr eines allgemeinen Krieges beseitigt ist und 
dass wohl auch die Regierung in Prag die zwischen Hitler und Chamberlain getroffenen Abm a­
chungen annehmen wird. (Frölicher à Ritter, 21.9.1938, E 2200 München 2/3).
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